
Gegenwärtig vollziehen sich in den zentralen Infrastruktur-
bereichen öffentlicher Daseinsvorsorge grundlegende Ver-

änderungen. Dies gilt auch für die aufwendigen Systeme, mit
denen hierzulande die Versorgung mit Trinkwasser sowie die
Entsorgung von Abwasser sichergestellt werden. Herausforde-
rungen ergeben sich vor allem infolge des demografischen Wan-
dels, aber auch durch gewandelte Konsummuster und Prozes-
se der Deindustrialisierung. Zugleich verändern sich in diesem
Sektor auch die politischen Rahmensetzungen. So wird der Ord-
nungsrahmen der Wasserwirtschaft zunehmend durch Vorga-
ben der europäischen Ebene festgelegt. Hinzu kommt, dass sich
die Privatisierung und Kommerzialisierung öffentlicher Aufga-
ben erheblich auf die Organisation und Struktur der Ver- und
Entsorgungswirtschaft auswirken.

Die Veränderungen treffen insbesondere die Kommunen als
diejenigen, die traditionell und als Grundlage und Ausdruck ih-
rer Selbstverwaltung die öffentliche Versorgung sicherstellen.
Vor diesem Hintergrund müssen sich kommunale Entschei-
dungsträger strategische Fragen zur Sicherstellung der Ver- und
Entsorgung stellen. Sie beziehen sich zum einen auf die geeig-
nete Organisationsform der Ver- und Entsorgung: Welche Stra-
tegie sollte gewählt werden, um die Ver- und Entsorgung auch
zukünftig sicherzustellen? Ist es auf Dauer vertretbar, wenn eine
Kommune ihre Wasserversorgung privatisiert? Welche Chancen
bieten alternative Formen der regionalen Kooperation? Zum an-
deren rückt die Nachhaltigkeit des Ver- und Entsorgungssystems
ins Blickfeld: Wie kann die Bereitstellung von Wasserversor-
gungsdienstleistungen langfristig auf angemessenem qualitati-
ven Niveau, wirtschaftlich rentabel und zu sozial angemessenen
Preisen gewährleistet werden? Letztlich geht es um die Frage,
wie die kommunale Dienstleistungsqualität auch unter verän-
derten Rahmenbedingungen sichergestellt und weiterentwickelt
werden kann. Mögliche Strategien können von den zur Verfü-
gung stehenden Organisationsformen kommunaler Aufgaben-
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wahrnehmung her entwickelt werden. Im Rahmen der Strate-
giebildung sind Organisationsformen dann zugleich Instrumen-
te, mit denen verschiedene Strategien in der Wasserversorgung
verfolgt werden können. Dies ist allerdings nur ein möglicher
Zugang zur Strategiebildung. Ebenso wäre es denkbar, Strate-
gien vor dem Hintergrund spezifischer Problemkontexte, zum
Beispiel auf der Netz- oder Ressourcenebene zu entwickeln. Bei-
spiele wären Strategien für eine Ergänzung zentraler und semi-
zentraler technischer Systeme oder Strategien zu Veränderun-
gen in der Ressourcenherkunft (Fern- beziehungsweise
Nahversorgung). Denn für die Problemlage vor Ort kann zum
Beispiel der Netzzustand, die Ressourcensituation oder die de-
mografische Entwicklung zunächst viel bedeutsamer sein, als
die Organisation der Ver- und Entsorgung. Die Strategie muss
angepasste Lösungen für die Problemlage vor Ort anbieten. So
kann beispielsweise ein integrierter Stadtumbau als Antwort auf
den demografischen Wandel unter Umständen mit dem eige-
nen kommunalen Unternehmen leichter zu bewerkstelligen
sein, als mit einem externen Versorger. Umgekehrt kann die Pro-
blemlage aber auch Konsequenzen für die Organisationsform
haben. Dies wäre der Fall, wenn etwa die Finanzlage der Kom-
mune einen Teilverkauf des Versorgungsunternehmens nahe-
legt.

Kommunale Strategien

Als Handlungsrahmen für die Kommunen lassen sich vier
grundlegende Strategien oder Organisationsformen identifizie-
ren:
❚ die Stärkung und Zukunftssicherung kommunaler Wasser-

dienstleistungen in der Eigenerstellung über einen Eigenbe-
trieb oder eine sich zu 100 Prozent im kommunalen Besitz
befindliche Eigengesellschaft;

❚ die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen in einer Ko-
operationsgesellschaft als gemischt-wirtschaftliches Unter-
nehmen, sogenannte institutionelle Public Private Partners-
hip (PPP) oder Teilprivatisierung;

❚ der Einkauf von Wasserdienstleistungen von Privaten, als so-
genannte vertragliche PPP, oder den vollständigen Verkauf
kommunaler Unternehmen an Private, also eine Fremder-
stellung;

❚ die regionale beziehungsweise interkommunale Kooperation
zur Stärkung kommunaler Wasserversorgungsdienstleistun-
gen.
Die prinzipielle Freiheit der Kommunen bei der Strategie-

Die Infrastruktursysteme der Wasserver- und
Abwasserentsorgung befinden sich in einem
dynamischen Prozess der Transformation. Ent-
scheidungsträger aus Politik und Verwaltung
müssen sich daher grundsätzliche Fragen zur
Sicherstellung einer angemessenen Ver- und
Entsorgung stellen. 
Von Jens Libbe und Thomas Kluge

Die Transformation der Wasserver- und Abwasserentsorgung

Kommunale Strategien für 
nachhaltige Infrastruktursysteme



ÖkologischesWirtschaften   4.2006

NEUE KONZEPTE

49

wahl unterliegt jedoch zahlreichen rechtlichen und materiel-
len Rahmenbedingungen, die mit Blick auf zukünftige strate-
gische Gestaltungsspielräume sorgfältig in Betracht gezogen
werden müssen.

An erster Stelle steht die Frage nach dem Typ der kommuna-
len Selbstverwaltungsaufgabe. Je nachdem, ob es sich um eine
freiwillige oder pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe handelt oder
ob es sich im übertragenen Wirkungskreis um eine kommuna-
le Pflichtaufgabe nach Weisung und Auftragsangelegenheiten
handelt, stehen bestimmte Optionen zur Verfügung oder sind
rechtlich gerade nicht zulässig. So ist insbesondere bei kommu-
nalen Pflichtaufgaben eine Verpflichtung der Kommune zur
Steuerung und Kontrolle der Aufgabe (Ingerenzpflicht) zu be-
achten. Hier wird beispielsweise der Kontrollbedarf der Kommu-
ne höher sein als bei freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben.
Die zweite bedeutsame juristische Rahmenbedingung ist das
Wettbewerbs- und Vergaberecht. Durch die aktuelle Rechtsaus-
legung auf europäischer aber auch auf nationaler Ebene wird die
oben genannte Wahlfreiheit mehr und mehr begrenzt. Insbe-
sondere durch die Einschränkung der sogenannten Inhouse-Ver-
gabe ist den Kommunen faktisch die Wahlfreiheit der Aufgaben-
wahrnehmung in vielen existierenden Organisationsformen
einer gemischt öffentlich-privaten Aufgabenwahrnehmung ge-
nommen.

Neben diesen juristischen, hängt die Wahl einer Strategie
auch von verschiedenen materiellen Rahmenbedingungen ab.
Diese werden maßgeblich definiert durch die Qualität und Ver-
fügbarkeit ökologischer, ökonomischer und institutionell-orga-
nisatorischer Ressourcen einerseits sowie andererseits den Pro-
blemdruck, der mit diesen Ressourcen verbunden ist . Das lokal
verfügbare Wasserdargebot wäre eine ökologische, die Situation
des Kommunalhaushaltes oder die Fixkosten des Versorgungs-
systems eine ökonomische und die Größe und fachliche Kom-
petenz der Verwaltung eine institutionelle Rahmenbedingung.

Stabile Versorgung in Zeiten der 
Transformation

Hinzu kommt, dass sich die Strategien grundsätzlich in der
Zahl der beteiligten Akteure unterscheiden. Im Fall der Eigen-
erstellung durch die Kommune mit eigenen Verwaltungs- oder
auch ausgelagerten Einheiten sind Abstimmungsprozesse
innerhalb und zwischen der Kommunalverwaltung, dem Rat
sowie dem kommunalen Unternehmen zu beachten. Im Gegen-
satz dazu zeichnen sich die drei anderen Strategien gerade
durch die Aufnahme eines oder mehrerer Dritter aus. In der
Strategie interkommunaler Kooperationen hat es die Kommu-
ne mit einer, wenn nicht mehreren anderen Kommunen oder
kommunalen Einrichtungen zu tun. In der Strategie der Leis-
tungserbringung in einer gemischt-wirtschaftlichen Koopera-
tionsgesellschaft sowie in der Strategie der Fremderstellung tritt
die Kommune in eine Beziehung zu einem privaten Dritten.
Unabhängig davon, welchen Weg die Kommunen strategisch
einschlagen ist entscheidend, dass bei der Entscheidungsfin-

dung alle für die Entscheidung und deren Folgewirkungen re-
levanten Bereiche beachtet und einbezogen wurden. Dies be-
trifft gleichermaßen die Ebenen des Wissens, der Akteure und
der Institutionen:
❚ Auf der Ebene des Wissens bedeutet dies die Zusammenfüh-

rung von Wissen unterschiedlicher Disziplinen als auch des
Experten- und Handlungswissens sowie der Praxiserfahrun-
gen der relevanten Akteure. Ein möglichst ungehinderter In-
formationsfluss ist die Voraussetzung sowohl für Transpa-
renz als auch für Rückkopplungen. Die Abschottung von
Informationen kann hingegen zu einer Erstarrung und An-
passungsunfähigkeit führen.

❚ Auf der Ebene der Akteure ist das Leitprinzip der Integra-
tion ganz im Sinne des Partizipationsgrundsatzes zu verste-
hen. Durch die Schaffung oder den Erhalt von Beteiligungs-
und Teilhabestrukturen und durch die Berücksichtigung
von Gender-Issues wird eine Interessenartikulation poten-
ziell betroffener Personen oder Gruppen (Stakeholder) und
damit die Einbeziehung unterschiedlicher Entscheidungs-
und Wahrnehmungslogiken der Beteiligten ermöglicht.
Weichenstellende strategische Entscheidungen dürften
dann von einer breiten Akzeptanz getragen werden. Die
Qualität der Entscheidung erhöht sich durch die Einbin-
dung der Stakeholder.

❚ Auf der Ebene der Institutionen zielt Integration einerseits
auf die Berücksichtigung unterschiedlicher administrativer
Verantwortlichkeiten, andererseits auf eine Verankerung de-
finierter Anforderungen in institutionelle Strukturen. Diese
Integration geht in vertikaler Hinsicht über die Ebenen in-
stitutioneller Hierarchien, in horizontaler Hinsicht über die
unterschiedlichen fachlichen Zuständigkeitsbereiche hin-
weg. Dies meint auch die Verbindung kooperativer Formen
von Demokratie (Partizipation) mit dem repräsentativ ge-
wählten politisch-administrativen System (Rat und Verwal-
tung) in Kommunen. Ebenso impliziert Integration auf in-
stitutioneller Ebene die Rückbindung strategischer
Entscheidungen (auch im Unternehmen) an die demokra-
tisch legitimierten Entscheidungsträger(innen) in Rat und
kommunaler Verwaltung.
Dies gilt umso mehr, als viele Regionen, bedingt durch de-

mografische Veränderungen, gewandelte Konsummuster und
Deindustrialisierungsprozesse, mit dem Phänomen schrump-
fenden Verbrauchs und damit dem Erreichen von Funktions-
schwellen durch Unterauslastung zu tun haben. In diesem Zu-
sammenhang zeigt sich die Notwendigkeit, über die mögliche
Transformation der bisherigen Systeme nachzudenken. Im
Gegensatz zu Anpassungsprozessen im Sinne einer Moderni-
sierung vorhandener Systeme sind Transformationsprozesse
durch Brüche und Übergänge, also durch einen Wechsel der
Systemtechnik hin zu intelligenteren Lösungen, gekennzeich-
net. Gerade derartige Übergänge sind von einem hohen Grad
an Unsicherheit gekennzeichnet. Gleichzeitig ist es notwendig,
sowohl die spezifische Funktionalität weiterhin zu gewährleis-
ten, den betriebswirtschaftlichen Erfordernissen gerecht wer- ,
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den als auch dabei insbesondere im Sin-
ne einer nachhaltigen Entwicklung zu
agieren. Das Ziel ist, während der trans-
formativen Übergänge möglichst schnell
wieder stabile Zustände herzustellen.

Deshalb ist die Frage nach dem Ma-
nagement dieser Übergangszustände von
entscheidender Bedeutung. Die Ausge-
staltung dieses Managements ist daher
einer der zentralen Punkte für eine
schrittweise Transformation und Anpas-
sung der Infrastruktur zur Schaffung
neuer, nachhaltiger Zustände.

Entscheidungshilfe 
zur Strategiebildung

Der Forschungsverbund netWORKS
hat als ein zentrales Ergebnis seiner Ar-
beit eine strategische Entscheidungshilfe
im Umgang mit netzgebunden Infras-
truktursystemen herausgegeben und ei-
gens einen Ansatz zur integrierten Strategiebildung entwickelt
(1). Dieser soll insbesondere Kommunalpolitiker(inn)en, Dezer-
nent(inn)en sowie Amtsleiter(inn)en eine Entscheidungsunter-
stützung geben und es ihnen ermöglichen, die Handlungsfolgen
bestimmter Entscheidungen frühzeitig zu erkennen und zu be-
werten. Leitfragen der Entscheidungsfindung werden formuliert,
Gestaltungspotenziale und -restriktionen deutlich gemacht, mo-
dellhaft die Wirkungen kommunaler Handlungsstrategien aufge-
zeigt und vor allem ein ausführlicher Instrumentenkasten zum
Infrastrukturmanagement entwickelt.

Eine Stadt, die beispielsweise überlegt, ob sie ihre bisher voll-
ständig in kommunalem Besitz befindliche Wasserversorgungs-
gesellschaft teilweise privatisieren soll, kann auf diese Weise die
mit einer solchen Entscheidung verbundenen Potenziale, Res-
triktionen oder auch nicht beabsichtigten negativen Folgen be-
urteilen. So kann geprüft werden, ob zu erwarten ist, dass durch
die Hereinnahme privaten Kapitals tatsächlich die notwendigen
Investitionen im Netz getätigt werden und dabei die Preise und
Gebühren stabil bleiben. Gerade für Städte mit stark rückläufi-
ger Bevölkerung dürfte es interessant sein zu erfahren, ob der
private Partner über genügend Know-how im Umgang mit
schrumpfenden Netzen und alternativen semizentralen Tech-
nologien verfügt. Auf diese Weise lassen sich im Weiteren auch
Alternativen zur Teilprivatisierung prüfen, etwa in Form des
Ausbaus der interkommunalen Kooperation mit den umliegen-
den Städten und Gemeinden.

Den Kommunen wird zukünftig eine wichtige Rolle bei der
Weiterentwicklung innovativer und nachhaltiger Infrastruktur-
systeme zukommen. Dies nicht zuletzt trotz, sondern aufgrund
der sich zunehmend ausdifferenzierenden Formen der Leis-
tungserbringung. Die im Zuge der Verwaltungsmodernisierung
zu beobachtende Ökonomisierung der kommunalen Selbstver-

waltung und die dadurch zunehmende Ausgliederung und Pri-
vatisierung öffentlicher Aufgaben machen es notwendig, geeig-
nete Verfahren und Instrumente anzuwenden, die die Einfluss-
nahme der legitimierten öffentlichen Entscheidungsträger
absichern und qualifizieren. Doch nicht nur das. Der vielerorts
anstehende Umbau vorhandener Systeme und die Komplexität
der anstehenden Aufgaben erfordert neue Formen einer inte-
grierten Entscheidungsfindung unter Einbindung aller relevan-
ten Stakeholder.

Anmerkungen
(1) www.networks-group.de
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Abbildung 1: Zeithorizonte für Energieeffizienztechnologien

Quelle: Forschungsverbund netWORKS
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